
 

 
 
 
 
 
 

F. Finanz- und Beitragsordnung des CDU-Kreisverbandes Mittelsachsen 
 
Aufgrund § 34 der Kreissatzung wird nachstehende Finanz- und  
Beitragsordnung erlassen, die Bestandteil dieser Kreissatzung ist. 
 
§ 1 Grundsätze der Finanzwirtschaft 

(1) Der Kreisvorstand trägt die Verantwortung für die gesamte Finanzwirtschaft 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, Kreisverband 
Mittelsachsen. 

(2) Die Kassenführung des Kreisverbandes erfolgt in der Kreisgeschäftsstelle 
und ist durch die Anweisungen des Landesverbandes, der Bundespartei und 
den einschlägigen Bestimmungen des Parteiengesetzes geregelt. 

(3) Der Kreisverband kann durch Beschluss des Kreisvorstandes den 
Gebietsverbänden gestatten unter seiner Aufsicht eine eigene Kasse zu 
führen. 

 
§ 2 Haushaltsplan 
Der Haushaltsplan wird im 1. Quartal des Geschäftsjahres vom Kreisvorstand 
beschlossen. 
 
§ 3 Finanzbericht 
Der Finanzbericht des Kreisverbandes wird vom Kreisschatzmeister/ der 
Kreisschatzmeisterin dem Kreisparteitag erstattet. 
 
§ 4 Herkunft der Finanzmittel 
Die zur Erfüllung der Aufgaben des Kreisverbandes und seiner Untergliederungen 
erforderlichen Mittel werden aufgebracht durch: 
 

a. Mitgliedsbeiträge sowie Sonderbeiträge, 
b. Einnahmen aus Vermögen, Veröffentlichungen, Veranstaltungen, 

Dienstleistungen usw. 
c. Spenden 
d. sonstige Einnahmen. 

 
§ 5 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat persönlich einen regelmäßigen Beitrag zu bezahlen, der 
sich nach dem verfügbaren Einkommen richten soll. 

(2) Die Höhe des Beitrages im Einzelnen richtet sich: 
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a. nach der vom Bundesparteitag beschlossenen Beitragsstaffel in der 

jeweils gültigen Fassung 
b. nach der Staffel für Sonderbeiträge 

 
(3) Der Kreisverband kann allgemein jungen Mitgliedern bis zum vollendeten 

25. Lebensjahr, die ohne nennenswertes eigenes Einkommen sind, für die 
Dauer des ersten Jahres der Mitgliedschaft, die persönlichen monatlichen 
Beiträge erlassen. Die Verpflichtung der Kreisverbände, für solche Mitglieder 
Beitragsanteile an den Landesverband und an die Bundespartei abzuführen, 
entfällt für die Dauer der beitragsfreien Mitgliedschaft. Sonderbeiträge sind 
von diesem Erlass des persönlichen Mitgliedsbeitrages nicht betroffen. 
 

(4) Beitragsregelung 
a. Jedes Mitglied der Partei hat regelmäßig Beiträge zu entrichten. 
b. Der Mindestbeitrag für eine Mitgliedschaft in der CDU Deutschlands 

beträgt monatlich 8 Euro. 
c. Beitragsstaffel 
 

monatliches Bruttoeinkommen  monatlicher Beitrag 
in Euro     in Euro 

 
mindestens 2.500,-    15,-  
mindestens 4.000,-     25,- 
mindestens 6.000,-    50,- 

 
d. Für Mitglieder ohne eigenes Einkommen und Mitglieder mit einem 

Bruttoeinkommen von weniger als monatlich 1.000 Euro kann der 
Kreisvorstand auf Antrag des Mitglieds einen ermäßigten monatlichen 
Mindestbeitrag von 5 Euro festlegen. 
Das Recht der Kreisverbände in weiteren besonderen Fällen, wie z.B. für 
Schüler, Studenten, Auszubildende, Arbeitslose oder Rentner, 
Mitgliedsbeiträge zu erlassen, zu ermäßigen oder zu stunden, bleibt 
hiervon unberührt. 

e. Die Kreisverbände können einen ermäßigten Beitrag für 
Familienmitglieder festlegen. Die Abführungen der Beitragsanteile an die 
Landes- sowie an die Bundespartei bleiben dabei in voller Höhe bestehen 
und bestimmt sich nach den sonst für jedes Mitglied geltenden 
Mitgliedsbeiträgen der Ziffern 2 und 3. 

 
§ 6 Sonderbeiträge 

(1) Amts- und Mandatsträger, die der CDU angehören oder auf Wahlvorschlag 
der Partei ein Amt innehaben, entrichten - wenn sie eine Entschädigung 
erhalten - neben ihren satzungsgemäßen persönlichen Mitgliedsbeiträgen 
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zusätzlich regelmäßig Sonderbeiträge ausschließlich im Rahmen dieser 
Regelungen. 

(2) Kommunale Wahlbeamte (Landräte, Oberbürgermeister, hauptamtliche 
Bürgermeister, Beigeordnete) entrichten monatlich, neben ihrem 
satzungsmäßigen persönlichen Mitgliedsbeitrag, 1 % ihres Grundgehalts 
(brutto) entsprechend der Besoldungstabelle an ihren Kreisverband.  

(3) Ehrenamtliche Bürgermeister entrichten monatlich, neben ihrem 
satzungsmäßigen persönlichen Mitgliedsbeitrag, 5 % ihrer 
Aufwandsentschädigung, gemäß Aufwandsentschädigungssatzung der 
zuständigen Gemeinde, als Sonderbeitrag an ihren Kreisverband. 

(4) Kommunale Mandatsträger ab der Kreisebene entrichten monatlich, neben 
ihrem satzungsmäßigen persönlichen Mitgliedsbeitrag, 10 % ihrer 
Aufwandsentschädigung, gemäß Aufwandsentschädigungssatzung des 
zuständigen Landkreises, als Sonderbeiträge an ihren Kreisverband. Weitere 
Fraktionsbeiträge entfallen bei ordnungsgemäßer Zahlung dieser 
Sonderbeiträge. 

(5) Die Wahlbeamten und die Mandatsträger teilen dem zuständigen 
Kreisverband jeweils zu Beginn ihrer Tätigkeit mit, wie hoch ihr Grundgehalt 
nach Satz 1 bzw. die Aufwandsentschädigung nach Satz 2 bis 4 ist. Eventuelle 
Änderungen sind unverzüglich in gleicher Weise mitzuteilen. 

(6) Fraktionsbeiträge von Abgeordneten aller Ebenen werden von 
den vorstehenden Regelungen nicht berührt.  

(7) Gebietsverbände können im eigenen Ermessen über die Erhebung der 
Sonderbeiträge von Ortsvorstehern sowie Stadt- und Gemeinderäten 
beschließen. 

 
§ 7 Beitragseinzug 
Für den Beitragseinzug ist der Kreisverband zuständig. Er wird den Einzug in der Regel 
selbst vornehmen. Wenn er den Beitragseinzug an seine Untergliederungen überträgt, 
muss durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden, dass alle Beiträge lückenlos 
erfasst und abgerechnet werden. 
 
§ 8 Spenden 

(1) Bei Spenden sind die Bestimmungen des Parteiengesetzes, des 
Bundesstatutes der CDU und der Finanz- und Beitragsordnung der 
Bundespartei einzuhalten. 

(2) Beitrags- und Spendenquittungen werden nur von der Landesgeschäftsstelle 
und den Kreisgeschäftsstellen ausgestellt und sind entsprechend den 
Vorschriften der Finanz- und Beitragsordnung der Bundespartei zu 
unterzeichnen. 
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§ 9 Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, Steuerpflicht 
(1) Soweit wirtschaftliche Betätigungen im Rahmen der Parteiarbeit anfallen, 

sind alle damit verbundenen Einnahmen und Ausgaben gesondert in den 
Büchern zu erfassen. 

(2) Soweit die nach den Steuergesetzen geltenden Freigrenzen in einem 
Geschäftsjahr überschritten werden, ist der Kreisverband selbst für die 
gesetzmäßige Versteuerung und die Abgabe der entsprechenden 
Steuererklärung verantwortlich. 

(3) Steuersubjekt ist die Gliederung, Vereinigung oder Sonderorganisation, die 
unter eigenem Namen auftritt und handelt. 

 
§ 10 Rechnungslegung 
Der Kreisverband ist zum ordentlichen sachgerechten Nachweis der Einnahmen, 
Ausgaben und des Vermögens verpflichtet. Die von der Bundespartei und vom 
Landesverband erlassenen Vorschriften zur Rechnungslegung über einheitliche 
Abrechnung, Buchführung, Kontierung usw. sind zu beachten. Das gilt auch für 
Vereinigungen. 
 
§ 11 Rechenschaftsbericht 

(1) Der Rechenschaftsbericht der Kreisverbände und des Landesverbandes ist 
nach den Vorschriften des § 24 des Parteiengesetzes aufzustellen. 

(2) Der Kreisverband hat den jährlichen Rechenschaftsbericht bis zum 31. März 
eines jeden Jahres dem Landesverband einzureichen. 

(3) Die Jahresrechnung des Kreisverbandes ist durch die vom Kreisparteitag 
gewählten Rechnungsprüfer zu prüfen. Der Prüfungsbericht ist mindestens 
auf dem Kreisparteitag mit Vorstandsneuwahlen vorzutragen. 

 
§ 12 Beitragsrückstand, Stimmrecht 

(1) Das Recht, an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen, ist von der 
Erfüllung der Beitragspflicht abhängig. 

(2) Ist ein Mitglied gegenüber dem Kreisverband oder dem Landesverband mit 
seinen Beitragspflichten schuldhaft im Rückstand, so ruhen seine 
Stimmrechte.  

 
§ 13 Zuschüsse 
Die Beitragsrückführung für die Gebietsverbände beträgt mindestens 10% des 
Nettobetrages des Beitragsaufkommens. Eine höhere Beitragsrückführung ist im 
jährlichen Haushaltsplan durch den Kreisvorstand festzulegen.  
 
§ 14 Voraussetzungen und Grundsätze für eine eigene Kassenführung in den 
Vereinigungen bzw. den Stadt- u. Gemeindeverbänden 

(1) Die Vereinigungen sowie die Gebietsverbände dürfen auf ihrem Gebiet eine 
eigene Kasse entsprechend den Bestimmungen der Finanzordnung und 
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unter voller Aufsicht des Kreisverbandes führen (vergleiche § 18/2 
Bundessatzung und § 14/2 Landessatzung). 

(2) Die Kassen müssen jährlich per 31.12. bis zum 31. Januar des Folgejahres 
abgerechnet werden. Das Abrechnungsformular ist ausgefüllt, gemeinsam 
mit dem Kassenbuch, in der CDU-Kreisgeschäftsstelle abzugeben. 

(3) Der Kreisschatzmeister/ die Kreisschatzmeisterin und der 
Kreisgeschäftsführer/ die Kreisgeschäftsführerin haben jederzeit die 
Möglichkeit, die Kassenbücher der Vereinigungen bzw. der Gebietsverbände 
zu prüfen und haben das Recht, bei festgestellten Unregelmäßigkeiten die 
Kasse einzuziehen. Vom Einzug der Kasse ist der geschäftsführende 
Vorstand umgehend zu unterrichten. 

(4) Die Kasse des Verbandes/ der Vereinigung wird dann durch den 
Kreisverband geführt. Auf Beschluss des geschäftsführenden Vorstandes 
kann die Kasse an den Verband/ die Vereinigung zurückgegeben werden. 

(5) Die Abrechnung erfolgt schriftlich nach Abschluss des Rechnungsjahres. Die 
Auszahlung erfolgt spätestens bis 30.4. des Folgejahres, frühestens jedoch 
mit Abgabe der vollständigen Vermögensrechnung einschließlich aller 
Belege für das abgeschlossene Kalenderjahr. 

 
§ 15 Inkrafttreten 
Die Finanz- und Beitragsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung am 24.10.2025 in 
Kraft. 
 
 
 
 


